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Entschließung zur institutionellen Stärkung 
der Europäischen Gemeinschaften 

(Schriftlicher Bericht des Auswärtigen Ausschusses) 


A. Problem 

Mit der Schaffung einer eigenen Finanzverfassung für die Euro- 
päischen Gemeinschaften sind zum ersten Mal eigene Haus- 
haltsbefugnisse auf das Europäische Parlament übertragen wor- 
den. Angesichts dieser Tatsache erscheint auch eine weitere 
institutioneile Stärkung der Gemeinschaften geboten. 


B. Lösung 

Es soll insbesondere versucht werden, das Europäische Parla- 
ment mit Gesetzgebungsbefugnissen auszustatten. Weiterhin 
sollen Schritte unternommen werden, um die Direktwahl der 
Abgeordneten des Europäischen Parlaments herbeizuführen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Es wurden keine Alternativen erörtert. 


D. Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

Über den Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD, FDP 

zur dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
22. April 1970 zur Änderung bestimmter Haushaltsvorschriften der Ver- 
träge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften und des Vertrages 
zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften (Drucksachen W879, W1374) 

— Umdruck 85 — 

über den Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 

zur dritten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zu dem Beschluß des Rates der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vom 21. April 1970 über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitglied- 
staaten durch eigene Mittel der Gemeinschaften (Drucksachen VI/880, 

m H/880, W1374) 

und 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 22. April 1970 zur Änderung bestimmter Haushalts Vor- 
schriften der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften 
und des Vertrags zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer ge- 
meinsamen Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Drucksachen 

H/879, ^ VI/879, VT/ 1374) 

— Umdruck 86 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schwabe 


Der Auswärtige Ausschuß hat in seiner Sitzung 
vom 25. März 1971 die Umdrucke 85 und 86, die ihm 
am 6. November 1970 durch den Deutschen Bundes- 
tag überwiesen wonden sind, beraten. 

Die Umdrucke 85 und 86 haben die institutioneile 
Stärkung der Europäischen Gemeinschaften zum In- 
halt Ausgehend von der Tatsache der Übertragung 
eigener Einnahmen an die Europäischen Gemein- 
schaften und angesichts der hiermit verbundenen 


Finanzverantwortung sollen die Bemühungen um 
eine weitere institutionelle Stärkung der Organe 
der Gemeinschaften intensiviert werden. 

Im Umdruck 86 wird die Erwartung ausgespro- 
chen, daß der Rat die von der Kommission innerhalb 
von zwei Jahren vorzulegenden Vorschläge über 
Verfassungsverbesserungen in den Gemeinschaften 
unverzüglich prüft. Die Bundesregierung solle hier- 
bei nachdrücklich für eine Stärkung der Gemein- 
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schatten, insbesondere der föderativen und demo- 
kratischen Elemente ihrer Verfassung eintreten und 
hierzu auf die Ausstattung des Europäischen Parla- 
ments mit Gesetzgebungsbefugnissen und auf bal- 
dige Direktwahl dieses Parlaments hinwirken. 

Der Wunsch nach baldiger Direktwahl des Euro- 
päischen Parlaments kommt auch im Umdruck 85 
zum Ausdruck. Sieht man davon ab, daß im Um- 
druck 85 sozusagen als Zieljahr für die Verwirk- 
lichung dieses Wunsches auf das Jahr 1975 abgeho- 
ben wird, während Umdruck 86 keine Daten nennt, 
stimmen die beiden Anträge in ihrem eigentlichen 
Anliegen insoweit überein. 

Eine Abweichung liegt in Nummer 2 des Um- 
drucks 86, in der für den Fall, daß eine Direktwahl 
aller Abgeordneten des Europäischen Parlaments 
nicht in absehbarer Zeit zu erreichen ist, vorgeschla- 


gen wird, eine Direktwahl wenigstens der deutschen 
Abgeordneten des Europäischen Parlaments anzu- 
streben. Die Chancen für eine Verwirklichung die- 
ses Vorschlages sollten nicht zu hoch veranschlagt 
werden. Die Bereitschaft hierzu dürfte nicht bei allen 
unseren Partnern gegeben sein. Das braucht uns 
allerdings nicht zu hindern, diese Idee ins Gespräch 
zu bringen, vielleicht als eine Art Stimulans. 

Da beide Anträge — Umdrucke 85 und 86 — das 
gleiche Ziel haben, sind sie im Ausschußbericht 
miteinander verbunden worden. Hierüber wie auch 
über den Ausschußbericht bestand Einstimmigkeit. 

Die Oppositionsfraktion im Ausschuß gab ihre 
Zustimmung zu der Nummer 2 des Aus schuß a nt rags 
mit dem ausdrücklichen Hinweis, daß sie sich damit 
nicht des Rechts auf zukünftige Initiativen begebe. 


Bonn, den 31. März 1971 


Schwabe 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundestag stellt fest, daß angesichts der ! 
politischen und finanziellen Tragweite der Ein- j 
führung eigener Mittel der Europäischen Ge- ' 
meinschaften eine weitere institutioneile Stär- j 
kung der Gemeinschaften noch dringlicher ge- 
worden ist. 

Daher spricht der Bundestag die Erwartung aus, 
daß der Rat entsprechend der von ihm am 
22. April 1970 bekundeten Absicht die von der 
Kommission innerhalb von zwei Jahren vorzu- 
legenden Vorschläge über Verfassungsverbesse- 
rungen in den Gemeinschaften ohne Verzug 
prüft. Er fordert die Bundesregierung auf, sich 
bei dieser Prüfung mit allem Nachdruck für die 
dringend gebotene institutioneile Stärkung der 
Gemeinschaften einzusetzen. 

Der Bundestag fordert, daß dieses Revisionsver- 
fahren zu einer substantiellen Verstärkung der 
föderativen und demokratischen Elemente in der 
Gemeinschaftsverfassung führt. | 

Er ersucht die Bundesregierung, nachdrücklich ' 
darauf hinzuwirken, daß i 

a) das Europäische Parlament mit Gesetzge- ; 
bungsbefugnissen ausgestattet wird, I 


b) der Ministerrat der Europäischen Gemein- 
schaften nunmehr der Verpflichtung des Ar- 
tikels 138 Abs. 3 EWG-Vertrag nachkommt, 
die Bestimmungen für allgemeine, unmittel- 
bare Wahlen der Abgeordneten des Europä- 
ischen Parlaments nach einem einheitlichen 
Verfahren in allen Mitgliedstaaten zu erlas- 
sen. Dies sollte spätestens bis 1975 geschehen, 
dem Zeitpunkt, zu dem das Europäische Par- 
lament Haushaltsbefugnisse erhält, 

c) sie angesichts der Tatsache, daß die Staats- 
und Regierungschefs in Punkt 5 des Haager 
Kommuniques in Übereinstimmung mit dem 
EWG-Vertrag ihre Bereitschaft zu einer wei- 
teren Prüfung der Frage der Direktwahl zum 
Europäischen Parlament zum Ausdruck ge- 
bracht haben, mit um so größerem Nachdruck 
an einer Lösung arbeitet, die eine allgemeine, 
unmittelbare Wahl der Abgeordneten zum 
Europäischen Parlament ermöglicht. 

2. Der Bundestag ersucht die Bundesregierung zu 
prüfen, ob für den Fall, daß ein Beschluß über die 
Direktwahl des Europäischen Parlaments in allen 
Ländern der Gemeinschaft nicht in absehbarer 
Zeit zustande kommt, die Voraussetzungen für 
eine direkte Wahl der Abgeordneten des Euro- 
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paparlaments aus einzelnen, hierzu bereiten Län- 
dern geschaffen werden können. 

3. Der Bundestag geht davon aus, daß die Wirt- 
schafts- und Währungsunion in den kommenden 
Jahren stufenweise verwirklicht wird. Dabei be- 
steht er darauf, daß die Integration im Bereich 


der allgemeinen Wirtschaftspolitik und im Be- 
reich der Währungspolitik gleichzeitig und auf- 
einander abgestimmt vollzogen wird. Im Hinblick 
auf diese notwendige Entwicklung und auf Grund 
der allgemeinen politischen Lage Europas fordert 
er dringend die baldige Konstituierung einer 
handlungsfähigen politischen Union. 


Bonn, den 31. März 1971 


Der Auswärtige Ausschuß 


Dr. Schröder (Düsseldorf) 

Vorsitzender 


Schwabe 

Berichterstatter 



